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240 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


Geſetz 
betreffend Beiträge zur Invalidenverſicherung. Vom 25. 6. 1923. 
8 1. 


Zur Deckung der Aufwendungen der Landesverſicherungsanſtalt werden die Beiträge zur In⸗ 
validenverſicherung ($ 1392 der Reichsverſicherungsordnung in der Faſſung des Geſetzes über Anderung 
des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte und der Reichsverſicherungsordnung vom 14. Februar 1923, 
Geſetzblatt S. 257 ff.) zum fünffachen Geldwert berechnet. Dieſe Berechnung gilt auch für Beiträge, die 
für eine vor dem Inkrafttreten des Geſetzes liegende Zeit zu verwenden ſind. 

Die Vorſchriften der Reichsverſicherungsordnung über die Entrichtung der Beiträge durch die 
Arbeitgeber (§§ 1426 ff.) finden entſprechende Anwendung. 

82. 
Bei Erſtattung und Umtauſch von Beiträgen wird lediglich der einfache Geldwert zu Grunde gelegt. 
§ 3. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem 15. Juni 1923 in Kraft. 
Danzig, den 25. Juni 1923. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
- Dr. Ziehm. Dr. Schwartz. 


241 Verordnung 
betreffend ſtandesamtliche Gebühren. Vom 26. 6. 1923. 
Auf Grund des Artikels 3 des Geſetzes über ſtandesamtliche Gebühren vom 16. Mai 1923 
(Geſetzbl. S. 615) wird verordnet was folgt: 
Artikel 1. 
Die Gebührenſätze des genannten Geſetzes werden auf das Dreifache erhöht. 
Artikel 2. 
Dieſe Verordnung tritt mit ihrer Verkündigung in Kraft. 
Danzig, den 26. Juni 1923. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Schwartz. N 2 
(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 12. 7. 1923). 
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242 Volfstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz | 
über die Berückſichtigung der Geldentwertung in den Steuergeſetzen. Vom 29. 6. 1923. 
Artikel I. 


Das Steuergrundgeſetz vom 11. Dezember 1922 (Geſetzbl. S. 57) wird wie folgt geändert: 
1. 8 85 erhält folgende Faſſung: 
8 hält folgende Faſſung 9 85. 

Wird eine Zahlung, die nach den Steuergeſetzen zu leiſten iſt, fpäter als 2 Wochen nach 
dem geſetzlichen oder dem im Steuerbeſcheid angegebenen Fälligkeitstermin entrichtet, ſo hat der 
Steuerpflichtige neben der geſchuldeten Leiſtung einen Zuſchlag in Höhe des Betrags zu entrichten, 
um den der vom Senat nach dem Geſetz über die Erhebung von öffentlichen Abgaben auf 
gleitender Grundlage vom 22. 5. 1923 (Geſetzbl. S. 608) feſtgeſetzte Unterſchied zwiſchen Papier⸗ 
und Goldmark am Tag der Zahlung höher iſt, als am Tag der Fälligkeit der Schuld. Bei 
Berechnung des Zuſchlags iſt der geſchuldete Betrag auf volle tauſend Mark nach unteu abzurunden. | 

Durch Ausführungsbeſtimmungen kann die Anwendung dieſer Vorſchrift auf Fälle beſchränkt 
werden, in denen der geſchuldete Steuergrundbetrag eine beſtimmte Grenze überſteigt. 

2. Hinter $ 85 wird folgende Vorſchrift eingeſchaltet: 
\ S 85a. 

Kommt die Erhebung eines Zuſchlags nach § 85 nicht in Frage, weil der maßgebende Wert 
der Werterhöhung am Tag der Zahlung nicht höher iſt als am Tag der Fälligkeit der Schuld, ſo 
ſind die geſchuldeten Beträge vom Fälligkeitstag ab mit 4 vom Hundert monatlich zu verzinſen. 

Der Senat wird ermächtigt, den Zinsſatz des Abſ. 1 nach Anhörung des Finanzrats 
abzuändern. 

Anſtelle des Zuſchlags nach 8 85 find Zinſen nach Abſ. 1 auch in den Fällen zu erheben, 
in denen der Betrag der zu erhebenden Zinſen höher iſt als der Betrag des zu erhebenden 
Zuſchlags. Die Zinſen werden nur nach vollen Monaten berechnet. Angefangene Monate werden 
voll gerechnet. Die Zinſen werden weiterhin nur von den auf volle 1000 M nach unten ab- 
gerundeten Beträgen erhoben. Sie ſollen ferner nur erhoben werden, wenn ſie im Einzelfall den 
Betrag von 1000 M überſteigen. Betragen die Zinſen mehr als 1000 M und wird nur ein 

Teilbetrag gezahlt, jo iſt der Reſtbetrag auch dann zu erheben, wenn er 1000 M nicht überfteigt. 

3. In 8 86 Abſ. 1 und 2 iſt anſtelle der Worte „und Verzinſung“ zu ſetzen „und unter Vorbehalt 
der Erhebung eines Zuſchlags gemäß § 85 oder der Verzinſung nach § 85 a“. 

4. 8 8s erhält folgenden Abſatz 3: N 

Die Feſtſetzung und Einziehung von Steuern und Vorauszahlungen kann unterbleiben, wenn 
der einzuziehende Betrag den zehnfachen Betrag des jeweils geltenden Portos für einen einfachen 
Brief im Poſtfernverkehr innerhalb des Freiſtaates vorausſichtlich nicht überſteigt. 

5. § 110 erhält folgende Faſſung: 

„Wenn die nach den 88 106, 107 zu erſtattenden Beträge das Hundertfache des Briefportos 
($ 88, Abſ. 3) überſteigen, werden fie auf Antrag des Erſtattungsberechtigten von der Entrichtung 
an nach Maßgabe des 8 85 Ab. 2 Satz 1 mit zehn vom Hundert verzinſt. Zinsbeträge unter 
hundert Mark werden nicht ausgezahlt.“ 

6. Hinter § 110 iſt folgende Vorſchrift einzuſchalten: 


§ 110 a. 
Eine Erſtattung nach SS 106, 107 hat zu unterbleiben, wenn der insgeſamt zu erſtattende 
Betrag den zehnfachen Satz des Briefportos (§ 88 Abſ. 3) nicht überfteigt. 
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. Dem 8 141 wird als Abſ. 3 gde Vorſchrift zugefügt: 


Das Steueramt kann auf Antrag die Friſt zur Abgabe der Steuererklärungen verlängern, 
es kann die Friſtverlängerung von einer Sicherheitsleiſtung abhängig machen. 
In 8 169 iſt zu ſetzen ſtatt „3000 M“ „das Hundertfache des für die Erhöhung des Zuschlags 
nach § 85 maßgebenden Betrags.“ 
Hinter § 171 wird folgende Vorſchrift eingeſchaltet: 


§ 171 a. 


Das Steueramt ift befugt, die Steuer nach den Angaben des Steuerpflichtigen in der 
Steuererklärung zunächſt vorläufig feſtzuſetzen, auch ohne daß die Waelge dee des 8 62 
gegeben ſind. ' 


Hinter § 177 wird folgende Vorſchrift eingeſchaltet: 


§ 177 a. 


Ergeben die Ermittlungen des Steueramts, daß die endgültige Steuer die im Vorbeſcheid 
nach § 171 a feſtgeſetzte Steuer um mehr als den vierten Teil überſteigt, ſo iſt vom Steuer- 
pflichtigen ein Zuſchlag von dem Unterſchied zu erheben, deſſen Höhe nach den Vorſchriften des 
§ 85 zu berechnen iſt. Für die Berechnung des Zuſchlags iſt maßgebend der Zeitpunkt, an dem 
die im Vorbeſcheid feſtgeſetzte Steuer fällig geworden iſt einerſeits, und der Tag, an dem die 
endgültige Steuer feſtgeſetzt wird, andererſeits. In den Fällen, in denen der Steuerpflichtige ſeine 
Steuererklärung nicht gleichzeitig mit allen übrigen Steuerpflichtigen eingereicht hat, gilt als 
Anſangstermin für die Feſtſetzung des Zuſchlags der Zeitpunkt, an dem bei der Mehrzahl der 
übrigen Steuerpflichtigen die im Vorbeſcheid feſtgeſetzte Steuerſchuld fällig geworden iſt. Dieſer 
Zeitpankt ift vom Landesſteueramt für jede Veranlagung einheitlich feſtzuſetzen. 

§ SHa findet entſprechende Anwendung. 


Die Feſtſetzung des Zuſchlags oder die Erhebung von Zinſen hat zu unterbleiben, wenn der 
Steuerpflichtige glaubhaft macht, daß ſeine dem Vorbeſcheid zugrunde liegenden Angaben in 
unverſchuldetem Irrtum über das Beſtehen und die Anwendbarkeit ſteuerrechtlicher Vorſchriften 
gemacht ſind. Der Zuſchlag oder die Zinſen ſind im endgültigen Steuerbeſcheid anzufordern. 
Hinter $ 179 find folgende Vorſchriften einzufügen: 


8 170 a. 


Ergibt eine Veranlagung auf Grund des $ 179 Abſ. 2 eine Erhöhung der Steuer gegenüber 
der urſprünglichen Veranlagung, ſo hat der Steuerpflichtige zu der feſtzuſetzenden Nachſteuer einen 
Zuſchlag in Höhe des Betrags zu entrichten, der nach den Vorſchriften des $ 85 zu ermitteln iſt. 
Für die Berechnung des Zuſchlags iſt maßgebend der Tag der Fälligkeit der Steuerſchuld nach 
dem berichtigten Beſcheid einerſeits und der Tag, an dem die neu veranlagte Steuer feſtgeſetzt 
wird, andererſeits. 2 

8 85 findet entſprechende Anwendung. 


Die Feſtſetzung des Zuſchlags oder die Erhebung von Zinſen hat zu unterbleiben, wenn der 
Steuerpflichtige nachweiſt, daß ſeine Angaben bei der urſprünglichen Veranlagung in unverſchuldetem 
Irrtum über das Beſtehen und die Anwendbarkeit ſteuerrechtlicher Vorſchriften gemacht ſind. 


Der Zuſchlag oder die Zinſen ſind im neuen Veranlagungsbeſcheid anzufordern. 


§ 179 b. 


Neideck auf Grund des § 179 Abſ. 3 haben zu unterbleiben, wenn der Betrag, 
der nachzufordern iſt, vorausſichtlich das Hundertfache des Briefportos (§ 88 Abſ. 3) a 
überfteigt. 
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12. Es wird folgender neuer $ 319 a eingefügt: 

8 319 a. 

Soweit nach den Steuergeſetzen die Strafe für Steuerhinterziehung nach einem Mehrfachen 

der hinterzogenen Steuer zu bemeſſen iſt, gilt als hinterzogener Betrag die zu zahlende Steuer 

zuzüglich der nach 88 177 a, 179 a zu berechnenden Zuſchläge oder Zinſen. 

Artikel II. 
Das Einkommenſteuergeſetz vom 29. 12. 1922 (Geſetzbl. S. 587) wird wie folgt geändert: 


1. In 8 7, II wird folgender Abſatz 3 eingefügt: 


Zur Abgeltung der nach Abſ. 1 Nr. 2, 4, 5 zuläſſigen Abzüge dürfen Angehörige freier 
Berufe, deren ſteuerbares Einkommen hauptſächlich aus Bezügen der in § 12 Nr. 2 bezeichneten 
Art beſteht, 20 v. H. des Einkommens aus freiem Beruf nach Abzug der Werbungskoſten (I Nr. 1) 
und zwar mindeſtens 10 v. H. der in $ 18 vorgeſehenen Steuereinheit, höchſtens aber 20 v. H. 
der Steuereinheit vom Geſamtbetrag in Abzug bringen. Sofern dieſe Steuerpflichtigen Penſionen 
oder andere Einkünfte der in $ 12 Nr. 3 bezeichneten Art oder Renten der Angeſtelltenverſicherung 
bezogen haben, kommt auf den abzugsfähigen Betrag ½ dieſer Bezüge in Anrechnung. 
Der bisherige Abſatz 3 wird Abſatz 4. 
2. 8 8 mit Uberſchrift wird geſtrichen. 
3. Hinter $ 11 wird folgende Vorſchrift eingefügt: 
§ 11 a. 
Der Steuerpflichtige iſt berechtigt, bei der Ermittlung des ſteuerbaren Einkommens buch⸗ | 
führender gewerblicher Betriebe unter Einhaltung der in Abſ. 2 vorgeſehenen näheren Beftimmungen 
1. Anlagewerte, die im letzten Wirtſchaftsjahr angeſchafft find, zu einem unter dem Anſchaſſungs⸗ 
oder Herſtellungspreis liegenden beſonderen Steuerwert in die Bilanz einzuſetzen, 
2. für Anlagewerte, die bereits bei Beginn des letzten Geſchäftsjahrs im Betrieb vorhanden 
waren, neben der nach § 7 zuläſſigen Abſetzung in jedem Jahr beſondere Überteuerungs— 0 
rücklagen zu bilden, | 
3. für Gegenſtände des umlaufenden Betriebskapitals als gemeinen Wert im Sinn des 8 116 
Steuergrundgeſetzes den Anſchaffungs⸗(Herſtellungs⸗) preis oder die Jahresdurchſchnittspreiſe 
für die einzelnen Gegenſtände in die Bilanz einzuſetzen, 
4. die Werte des umlaufenden Betriebskapitals, die zur Aufrechterhaltung des Betriebs in 
ſeinem bisherigen Umfang unbedingt erforderlich find (eiferne Beſtände), in die Bilanz mit 
dem Wert einzuſetzen, mit dem ſie in der letztvoraufgegangenen Bilanz zu Buch ſtehen. 
Der Senat hat nach Anhörung des Finanzrats alljqährlich vor Ablauf des feſtgeſetzten allgemeinen 
Termins für die Abgabe der Steuererklärung Richtlinien zu erlaſſen: 
1. über den Unterſchied zwiſchen dem Steuerwert und dem Anſchaffungs- oder Herſtellungswert | 
nach Abſ. 1 Nr. 1, N 
2. über die Höhe der Überteuerungsrücklagen nach Abſ. 1 Nr. 2, | 
g. über die Feſtſetzung der Jahresdurchſchnittspreiſe nach Abſ. 1 Nr. 3, | 
4. über die Einſetzung des eifernen Beſtands zum früheren Buchwert gemäß Abſ. 1 Ziffer 4. 
Von dem Unterſchied zwiſchen Anſchaffungspreis und dem ſich nach Abſ. 1 Nr. 1 ergebenden 
niedrigen Steuerwert und von den gemäß Abſ. 1 Nr. 2 gebildeten Mberteuerungsrüdlagen, ſowie 
von dem Unterſchied, der ſich ergibt, wenn die Warenvorräte ſtatt nach Abſ. 1 Nr. 3 nach Abj. 1 > 
Nr. 4 bewertet werden, iſt eine beſondere Steuer in Höhe des nach $ 18 zugelaſſenen niedrigſten 
Steuerſatzes zu erheben. Die Erhebung der beſonderen Steuer hat zu unterbleiben, ſoweit ſie 
bereits in den Vorjahren von dem Unterſchied zwiſchen dem Betrag nach Abſ. 1 Nr. 3 und 4 
erhoben iſt. 
4. 8 14 wird aufgehoben. ö | 
5. In 8 17 iſt zu ſetzen ſtatt „auf volle Hunderte“: „auf volle Tauſende“. 


6. § 17 erhält folgenden Zuſatz: 
Entſprechendes gilt für die Feſtſetzung der beſonderen Steuer nach § 11 a Abi. 3. 
7. 8 18 erhält folgende Faſſung: - 


8 18. 
Die Grundlage für die Berechnung der Einkommenſteuer bildet die Geſamtſumme der Dienſt⸗ 


bezüge, die ein verheirateter Beamter der Gruppe X Stufe 8 des Beſoldungsgeſetzes mit 2 Kindern 


zwiſchen 6 und 14 Jahren in Ortsklaſſe A in dem Kalenderjahr, für das die Steuer erhoben wird, 
erhalten hat (Steuereinheit). 2 

Die Steuereinheit ift auf volle zehntauſend Mark nach oben abzurunden und vom Landes⸗ 
ſteueramt nach Ablauf jedes Kalenderjahrs öffentlich bekanntzugeben. 

Die Steuer beträgt für den den Betrag der Steuereinheit nicht überſteigenden Teil des ſteuerbaren 
Einkommens 10 v. H. 

für das weitere ſteuerb. Eink. in Höhe von 1 Steuereinheit 15 v. H., 
20 v. H., 

4 25 v. H., 

Steuereinheiten 30 v. H., 
5 35 v. H., 

" x 

** " „ „ * ” „* 45 v. H., 
für das weitere ſteuerb. Einkommen 50 v. H. 

Bei den gemäß 8 2e beſchränkt Steuerpflichtigen kann neben der nach Abſ. 2 zu berechnenden 
Steuer ein Ausgleichszuſchlag von 10 vom Hundert des ermittelten Roheinkommens erhoben werden, 
falls die Verteilung des Gewinns auf inländiſche und ausländiſche Betriebsniederlaſſungen nicht 
einwandfrei nachgewieſen wird. 


” " " 77 " * ” " 1 


1 0 8 


8. 8 21 erhält folgende Faſſung: 


8 21. 
Die nach den 88 1820 berechnete Einkommenſteuer ermäßigt ſich: 
a) um je v. H. der Steuereinheit für den Steuerpflichtige und für ſeine nicht ſelbſtändig zu 
veranlagende Ehefrau, wenn das ſteuerbare Einkommen nicht mehr als 2 Steuereinheiten beträgt, 
b) um je 1 v. H. der Steuereinheit für jedes zur Haushaltung des Steuerpflichten zählende 
minderjährige Kind, das nicht ſelbſtändig zur Einkommenſteuer zu veranlagen iſt, wenn das 
ſteuerbare Einkommen 3 Steuereinheiten nicht überſteigt. 

Die Ermäßigung wird auch für ſolche Kinder gewährt, die Arbeitseinkommen beziehen, 
ſofern ſie das 17. Lebensjahr noch nicht vollendet haben. 
um 2 v. H. der Steuereinheit für Steuerpflichtige, die über 60 Jahre alt oder erwerbsunfähig 
oder nicht bloß vorübergehend behindert ſind, ihren Lebensunterhalt durch eigenen Erwerb zu 
beſtreiten, ſofern das ſteuerbare Einkommen ½ Steuereinheit nicht überſteigt und ſich haupt⸗ 
ſächlich aus Kapitaleinkommen und Bezügen der im 8 12 Nr. 3 und 5 bezeichneten Art zu⸗ 
zuſammenſetzt oder hauptſächlich aus einer von dieſen Einkommensarten beſteht. Auf den 
Betrag der hiernach zu gewährenden Ermäßigung wird der gemäß $ 29 Abſ. 3 Nr. 3 bereits 
berückſichtigte Betrag angerechnet. 6 

Bei der Veranlagung können beſondere wirtſchaftliche Verhältniſſe, die die Leiſtungs⸗ 
fähigkeit des Steuerpflichtigen weſentlich beeinträchtigen, durch Ermäßigung oder Erlaß der 
Einkommenſteuer berückſichtigt werden, ſofern das ſteuerbare Einkommen nicht höher iſt als 
3 Steuereinheiten. . 

Als Verhältniſſe dieſer Art gelten insbeſondere außergewöhnliche Belaſtungen durch 
Unterhalt und Erziehung der Kinder, durch Verpflichtung zum Unterhalt mittelloſer Angehöriger, 
durch Alter, Krankheit, Körperverletzung, Verſchuldung, Unglücksfälle oder durch beſondere 
Aufwendungen im Haushalt infolge einer Erwerbstätigkeit der Ehefrau. 
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Die Vorſchriften dieſes Paragraphen finden im Falle der Steuerpflicht nach S2 des 

Geſetzes keine Anwendung. 3 
9. Hinter $ 22 wird folgende Vorſchrift eingeſchaltet: 
§ 22 a. 

In den Fällen des § 22 Abſ. 2 Satz 1 kann die Veranlagung bereits nach Ablauf des 
Wirtſchaftsjahres vorgenommen werden. a 

Macht das Steueramt von der Ermächtigung des Abſ. 1 Gebrauch, jo treten folgende Ab⸗ 
weichungen von den allgemeinen Vorſchriften ein: 

1) Das ſonſtige Einkommen der Steuerpflichtigen wird nach dem Wirtſchaftsjahr berechnet. 

2) Die nach § 11a Abſ. 2 vom Senat zu treffenden Feſtſtellungen ſind für den einzelnen Fall 

bezw. für eine Gruppe gleichartiger Fälle vom Steueramt zu treffen. 

3) Die Höhe der feſtzuſetzenden Steuer und der Ermäßigungen iſt zu bemeſſen nach dem Stand 

der Jahresſteuereinheit in dem Monat, in dem das Wirtſchaftsjahr abläuft. . 
Übergangsbeſtimmungen für die Fälle, in denen von der Kalenderjahresbeſteuerung auf di 
Wirtſchaftsjahrbeſteuerung übergegangen wird und umgekehrt trifft das Landesſteueramt. 
10. $ 26 erhält folgende Faſſung: 8 20 

Bis zum Empfang eines Steuerbeſcheides für ein Kalenderjahr hat der Steuerpflichtige auf 
die Steuerſchuld dieſes Kalenderjahres am 18. Februar, 15. Mai, 15. Auguſt und 15. November 
Vorauszahlungen in Höhe von je ¼ der zuletzt ſeſtgeſtellten Steuerſchuld zu entrichten. 

Iſt die Steuerpflicht mit Beginn oder im Laufe eines Kalenderjahres begründet worden, 
ſo ſind die bis zum Empfange des erſten Steuerbeſcheides gemäß Abf. 1 zu entrichtenden Voraus⸗ 
zahlungen nach dem mutmaßlichen Betrage des für das Kalenderjahr ſteuerbaren Einkommens 
feſtzuſetzen. 

Erhöht ſich das ſteuerbare Einkommen eines Steuerpflichtigen für ein Kalenderjahr gegen⸗ 


über dem zuletzt feſtgeſetzten ſteuerbaren Einkommen vorausſichtlich um mehr als ein Fünftel, ſo 
werden. 


Im Falle einer auf das Fortſchreiten der Geldentwertung zurückzuführenden allgemeinen 
Steigerung des Arbeitseinkommens der Feſtbeſoldeten wird das Landesſteueramt ermächtigt, die 
auf das nicht dem Steuerabzug vom Arbettslohn unterliegende Einkommen entfallenden Voraus⸗ 
zahlungen für die Geſamtheit der Steuerpflichtigen oder beſtimmte Kreiſe von ihnen durch öffentliche 
Bekanntmachung in dem Maße der eingetretenen Erhöhung der durchſchnittlichen Arbeitseinkommen 
heraufzuſetzen. 

Macht ein Steuerpflichtige glaubhaft, daß ſich fein ſteuerbares Einkommen für ein Kalender- 
jahr gegenüber dem zuletzt feſtgeſtellten ſteuerbaren Einkommen vorausſichtlich um mehr als den = 
fünften Teil feines Einkommens, mindeſtens aber um den hundertſten Teil der Steuereinheit 
niedriger berechnen wird, ſo iſt ihm auf Antrag der auf den wahrſcheinlichen Betrag der Vermin⸗ 
derung des ſteuerbaren Einkommens entfallende Teil der Vorauszahlungen zu ſtunden. 

Die Vorſchrift des Abſatz 5 findet entſprechende Anwendung, wenn im Falle der Herauf⸗ 
ſetzung der Vorauszahlungen nach Abſ. 4 ein Steuerpflichtiger glaubhaft macht, daß ſich ſein Ein⸗ 
kommen nicht der erfolgten Heraufſetzung entſprechend vermehrt hat. ‘ 

11. § 27 erhält folgende Faſſung: 


\ 
| 
können die gemäß Abſ. 1 zu entrichtenden Vorauszahlungen durch das Steueramt neu feſtgeſetzt 


8 27. 


Die gemäß 8 22 für ein Kalenderjahr vorläufig oder endgültig feſtgeſetzte Steuerſchuld iſt 
innerhalb zweier Wochen nach Zuſtellung des Steuerbeſcheides zu entrichten, ſoweit fie durch Vor⸗ 
auszahlungen oder durch den Lohnabzug gedeckten Beträge überſteigt. Bleibt die endgültig feit- 
geſetzte Steuerſchuld hinter dieſem Geſamtbetrage zurück, ſo ſind die vom Steuerpflichtigen etwa 
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zuviel gezahlten Beträge innerhalb 4 Wochen zu erſtatten oder auf Einkommenſteuerzahlungen, die 
innerhalb 4 Wochen fällig werden, anzurechnen. 

29 erhält folgende Faſſung: 

S hält folgende Faſſung 9% 

Der Arbeitgeber hat vom Arbeitslohn einen Betrag von 10 v. H. unter Berückſichtigung der 
nachſtehend vorgeſehenen Ermäßigungen für Rechnung des Arbeitnehmers einzubehalten. 

Der Betrag vom 10 v. H. des Arbeitslohnes ermäßigt ſich: 

1. für den Steuerpflichtigen und ſeine zur Haushaltung zählende Ehefrau um je ¼ v. H. des 
auf die Zeit, für die die Vergütung gezahlt wird, entfallenden Teils der Steuereinheit; 

2. für jedes zur Haushaltung des Steuerpflichtigen zählende minderjährige Kind, das nicht 
ſelbſtändig zur Einkommenſteuer zu veranlagen iſt, um 1 v. H. des auf die Zeit, für die die 
Vergütung gewährt wird, entfallenden Teils der Steuereinheit. Kinder im Alter von mehr 
als 17 Jahren, die eigenes Arbeitseinkommen beziehen, werden nicht berückſichtigt; 

3. zur Abgeltung der nach $ 7 Abſ. J und II Nr. 1—8 zuläſſigen Abzüge um 1 v. H. des auf 
die Zeit, für die die Vergütung gewährt wird, entfallenden Teils der Steuereinheit. 

Auf Antrag iſt eine Erhöhung der unter Abſ. 2 Nr. 3 aufgeführten Beträge zuzulaſſen, wenn 
der Steuerpflichtige nachweiſt, daß die ihm zustehenden Abzüge im Sinne des § 7 Abſ. I und 
Abſ. II Nr. 1—8 auf ein Jahr umgerechnet den Betrag von 1 v. H. der Steuereinheit um mehr 
als ein Zehntel überſteigen. Über den Antrag entſcheidet das Steueramt. Für die nach Abſ. 2 
Nr. 1 und 2 abzuſetzenden Beträge iſt der jeweilige Familienſtand des Arbeitnehmers maßgebend. 
Bei eingetretener Anderung des Familienſtandes ändern ſich die abzuſetzenden Beträge vom Zeit⸗ 
punkt der nächſten Lohnzahlung ab. f 

Bezieht ein Steuerpflichtiger neben den laufenden Bezügen ſonſtige, insbeſondere einmalige 
Einnahmen, Tantiemen, Gratifikationen uſw., ſo wird der von dieſen Einnahmen einzubehaltende 
Betrag ohne Berückſichtigung der im Abſ. 2 vorgeſehenen Beträge einbehalten. 

Dienſtaufwandsentſchädigungen im Sinne des $ 13 Nr. 1—3 bleiben bei Feſtſtellung des 
einzubehaltenden Betrages außer Anſatz. 

Wird der Arbeitslohn nicht für eine beſtimmte Arbeitszeit gezahlt, fo tritt anſtelle der Er- 
mäßigungen nach Abſ. 2 eine feſte Ermäßigung von 6 v. H. des Arbeitslohnes. Die einzuhalten⸗ 
den Beträge ſind auf 10 M nach unten abzurunden. 

88 29 a und b werden geſtrichen. 
An ihre Stelle tritt folgende Vorſchrift: 


8 29a. 


Die Höhe der jeweils für die Berechnung der Kürzungen nach § 29 maßgebenden Steuer⸗ 
einheit iſt monatlich vom Landesſteueramt feſtzuſetzen und in der letzten Woche des Monats 
öffentlich bekanntzugeben. Die Höhe der Ermäßigungen in dem auf die Veröffentlichung folgenden 
Monat richtet ſich nach der Höhe der einem verheirateten Beamten der Gruppe X Stufe 8 des 
Beſoldungsgeſetzes mit 2 Kindern zwiſchen 6 und 14 Jahren in Ortsklaſſe A für den vergangenen 
Monat zustehenden Geſamtvergütungen. 

Im 8 31 iſt jedesmal zu ſetzen ſtatt „von 1000 000 M“ „der Steuereinheit“ und ſtatt: „und 
aus ſonſtigem Einkommen bis zu 10 000 M“ iſt zu ſetzen: „und aus ſonſtigen Einkommen bis zu 

1 v. H. der Steuereinheit“. 2 

In 8 33 iſt zu ſetzen ſtatt „deren geſamtes ſteuerbares Einkommen 1 000 000 M nicht überſteigt“: 

„deren geſamtes ſteuerbares Einkommen nicht größer iſt als die Steuereinheit“ und ferner ſtatt 

„deſſen geſamtes ſteuerbares Einkommen 1 000 000 M nicht überſteigt“: „deſſen geſamtes ſteuer⸗ 

bares Einkommen nicht größer iſt als die Steuereinheit“. 


Artikel III. 
Das Vermögensſteuergeſetz vom 7. Dezember 1922 (Geſetzbl. S. 574) wird wie folgt geändert: 


1. In $ 2 werden die Worte „ſoweit die Vorausſetzungen des $ 1 Ziffer 2 und 3 gegeben find“ 
geſtrichen. 85 


2. § 4, I Ziffer 1 erhält folgenden Zuſatz: 


la: Berechtigungen, auf welche die Vorſchriſten des bürgerlichen Rechtes für Grundſtücke 
Anwendung finden, Nutzungsrechte an Grundſtücken, ſowie Rechte, die auf Grundſtücken ſichergeſtellt 
ſend oder darauf laſten, find den Grundſtücken gleichzuachten. 


28. In 8 5 Nr. 1 wird der 2. Halbſatz geſtrichen. 


In § 5 Nr. 2 werden die Worte „mit Ausſchluß der aus den laufenden Jahreseinfünften 
der in $ 1 Ziffer 1 und 2 bezeichneten ſteuerpflichtigen vorhandenen Beſtände“ geſtrichen. 
871 Satz 1 erhält folgende Faſſung: 
Zur Ermittelung des Reinvermögens ſind von dem Rohvermögen abzuziehen: 
In § 7 I wird als Nr. 3 folgende Vorſchrift eingefügt: 5 

Die zur Beſtreitung der laufenden Ausgaben nicht geſchäftlicher oder beruflicher Art für 
3 Monate erforderlichen Beträge an Geld-, Bank- oder ſonſtigen Guthaben. Dieſer Abzug iſt bei 
den beſchränkt Steuerpflichtigen nicht zuläſſig“. 
8 10 erhält folgende Faſſung: 

§ 10. 

Bei der Bewertung des Vermögens gelten die Vorſchriften des Steuergrundgeſetzes über die 
Wertermittelung mit folgenden ergänzenden Beſtimmungen: 
Für die Bewertung der Gegenſtände des Anlagekapitals bei gewerblichen Betrieben und der 
Wertpapiere können durch den Senat von den Vorſchriſten des Steuergrundgeſetzes abweichende 
Beſtimmungen unter Berückſichtigung der allgemeinen Wirtſchaftsverhältniſſe erlaſſen werden. 
Dieſe Beſtimmungen bedürfen der Zuſtimmung des Finanzrats und ſind bei Beginn der Ver— 
anlagung im Staatsanzeiger der Freien Stadt Danzig öffentlich bekanntzugeben. 
5 Als nachhaltiger Ertrag im Sinne des 8 130 Abſ. 2 des Steuergrundgeſetzes iſt der Gewinn 
anzuſehen, den land-, forſtwirtſchaftliche oder gärtneriſche Grundſtücke im Durchſchnitt der beiden 
letzten der Veranlagung voraufgegangenen Jahre abgeworfen haben. 
8 11 erhält folgende Faſſung: 8 11 

Steuerpflichtig iſt nur der die Hälfte der nach $ 18 des Einkommenſteuergeſetzes feſtgeſetzten 
Steuereinheit überſteigende Teil des Vermögens. Dies gilt nicht, ſobald das ſteuerpflichtige Ver⸗ 
mögen die Höhe von 5 Steuereinheiten überſteigt oder die Steuerpflicht nur auf 8 2 beruht. 
8 13 erhält folgende Faſſung: 


Die Steuer beträgt: N 
ſoweit das der Vermögensſteuer unterliegende Vermögen nicht höher iſt, ‚al3 die Hälfte der nach 
8 11 maßgebenden Steuereinheit = 1 vom Tauſend, 


8 13. 


für das weitere ſteuerb. Verm. bis zur Höhe von ½ Steuereinheit 2 v. T. 
* 17 " * ” Bl) * ” „ 8 2 1 3 v. T. 
” ” 1 ” „ ” " 17 * 5 2 7 4 v. T. 
* " » 1 " * * 1 * 1 * 5 v. 2 
7 * " " " * 7 " „ 7 6 v. T. 
* " * * * * * " ” 1 * 7 v. T. 
" * 7 ” * " " * 1 1 7 8 v. T. 
7 7 „ ” - " * n ” ” 1 " 9 v. T. 

für das weitere ſteuerbare Vermögen ge 10 v. T. 


— —— nn u > 


Ta. 
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Für die teten aus § 1 Nr. 3 beträgt die Steuer jährlich 1½ vom Tauſend des 
der Steuer unterliegenden Vermögens. 

§ 14 wird wie folgt geändert: 

In Abſatz 1 iſt ſtatt „150 M“ zu ſetzen: „10 v. H. der Steuer“, ſtatt „ſteuerbare“ „ſteuer⸗ 
pflichtige“ und ſtatt „500000 M“ „die Hälfte der Steuereinheit“, in Abſ. 2 iſt zu ſetzen ſtatt 
„500000 M“ „die Hälfte der Steuereinheit“, in Abſ. 4 iſt zu ſetzen ſtatt „500000 M“ „die Hälfte 
der Steuereinheit“ und ſtatt „25000 M“ iſt zu ſetzen „½¼ der Steuereinheit“. 


Dem 8 22 werden folgende Vorſchriften angefügt: \ 


Sofern bei Zuſtellung des Beſcheides bereits ein oder mehrere der vorerwähnten Zahltage 
verſtrichen ſind, iſt die zu dieſen Terminen fällig geweſene Steuer binnen zwei Wochen nach Zu— 
ſtellung des Beſcheides zu entrichten. Die nach Abſ. 3 zu leiſtenden Vorauszahlungen werden auf 
die hiernach zu leiſtenden Zahlungen angerechnet. 

Bis zum Empfange eines Steuerbeſcheides für das neue Veranlagungsjahr hat der Steuer— 
pflichtige zu den in Abſ. 1 bezeichneten Zeitpunkten Vorauszahlungen in Höhe von je ¼ der für 


das vorausgegangene Veranlagungsjahr feſtgeſtellten Jahresſteuerſchuld zu entrichten. 


Artikel IV. 
Das Umſatzſteuergeſetz vom 4. Juli 1922 (Geſetzbl. S. 149) wird wie folgt geändert: 


8 34 erhält folgende Faſſung: 


8 34. 
Die gemäß SS 30-33 feſtgeſetzte Steuer iſt binnen 2 Wochen nach Zuſtellung des Steuer⸗ 
beſcheides zu entrichten, ſoweit fie die durch Vorauszahlungen ($ 34 a) gedeckten Beträge überſteigt. 
Hinter 8 34 wird folgende Vorſchrift eingeſchaltet: a en 


8 34 a. 


(1) Der Steuerpflichtige hat auf die allgemeine Umſatzſteuer nach Ablauf jedes Kalender⸗ 
vierteljahres Vorauszahlungen zu leiſten. 

(2) Jede Vorauszahlung beträgt den vierten Teil der im letzten Steuerbeſcheid ſeſtgeſtellten 
Steuerſchuld unter Berückſichtigung des in dem Vierteljahr, für das die Vorauszahlung zu leiſten 
iſt, geltenden Steuerſatzes. Sie find jeweils am 15. 2., 15. 5., 15. 8. und 15. 11. ohne beſondere 
Aufforderung zu bewirken. 

(3) Im Falle einer Steigerung des nach 8 2 des Geſetzes über die Erhebung von öffent— 
lichen Abgaben auf gleitender Grundlage vom 22. Mai 1923 (Geſetzbl. S. 608) ſeſtzuſetzenden 
Vervielfältigungsſatzes wird das Landesſteueramt ermächtigt, die Vorauszahlungen für jedes 
Vierteljahr durch öffentliche Bekanntmachung in dem Maße der eingetretenen Erhöhung des Ver— 
vielfältigungsſatzes heraufzuſetzen. 

(4) Weit ein Steuerpflichtiger dem Steueramt nach, daß fein ſteuerpflichtiger Umſatz gegen- 
über der nach Abſatz 2 maßgebenden Feſtſtellung zurückgegangen iſt oder ſich nicht der gemäß 
Abſatz 3 vorgenommenen Herauſſetzung entſprechend erhöht hat, jo find auf Antrag die Voraus⸗ 
2 nach dem im abgelaufenen Vierteljahr tatſächlich erzielten ſteuerpflichtigen Umſatz feſt⸗ 
zuſtellen 

(5) Nach dem Verfahren des Abſatz 4 find die Vorauszahlungen auch in allen Fällen feſt⸗ 
zuſetzen, in denen eine Veranlagung der Steuerpflichtigen zur Umſatzſteuer noch nicht ſtattgefunden 
hat oder nicht für den Zeitraum eines vollen Jahres vorgenommen iſt. i 

(6) Die Einforderung von Vorauszahlungen hat zu unterbleiben, wenn der zu ee 
Betrag eine vom Landesſteueramt feſtzuſetzende Grenze nicht 8 
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Artikel V. 

1. Die Ausführungsvorſchrif ten zu dieſem Geſetz erläßt der Senat. 

\ 2. Dieſes Geſetz tritt mit feiner Verkündung mit folgender Mäßgabe in Kraft: 

a) die Zuſchläge nach Artikel 1 Nr. 1 und die Zinsberechnung nach Art. 1 Nr. 2 werden außer 
von den nach der Verkündung des Geſetzes fällig werdenden Steuerzahlungen auch von ſolchen 


ER Zahlungen erhoben, die bei der Verkündung des Geſetzes bereits fällig waren, aber binnen 
= 1 Monat nach Inkrafttreten des Geſetzes nicht gezahlt find. 

Be b) Die Vorſchriften des Art. I Nr. 10 finden Anwendung auf ſämtliche im Jahre 1923 vor⸗ 
® zunehmenden Veranlagungen, ſoweit fie bei Inkrafttreten des Geſetzes noch nicht rechtskräftig 


geworden ſind. 
u . c) Die Vorſchriften des Art. II Nr. 1-7 und 9 finden erſtmalig Anwendung auf die endgültige 
3 Veranlagung zur Einkommenensſteuer für das Kalenderjahr 1923. 


3 d) Das gleiche wie unter e) gilt für die Vorſchriften des Art. II Nr. 8, jedoch mit der Ein- 
En ſchränkung, daß bei der endgültigen Veranlagung 1923 den zu veranlagenden Steuerpflichtigen 
5 keine höheren Ermäßigungen zuzubilligen ſind, als den Lohnſteuerpflichtigen bei Vornahme 
Be; des Steuerabzugs im Jahre 1923 nach der für dieſes Jahr geltenden geſetzlichen Regelung 


anzurechnen waren. 
e) Die Vorſchriften des Art. II Nr. 10 finden erſtmalig Anwendung auf die am 15. Mai 1923 
4 fälligen Vorauszahlungen. € 
1) Die Vorſchriften des Art. II Ziffer 12 und 13 treten mit Wirkung vom 1. Juli 1923 in Kraft. 
g) Die Vorſchriften des Art. III finden erſtmalig Anwendung auf die Veranlagung zur Ver⸗ 
mögensſteuer für das Kalenderjahr 1924. 
h) Die erſte Vorauszahlung auf die Umſatzſteuer gemäß Art. IV Nr. 2 iſt für das J. Viertel⸗ 
jahr des Kalenderjahres 1923 zu leiſten. 
3. Zu den Zahlungen, die auf Grund des Vermögensſteuergeſetzes vom 7. Dezember 1922 (Geſetzbl. 
S. 574 ff.) am 15. Auguſt und 15. Oktober 1923 fällig ſind, ſowie zu den gemäß Artikel III 0 
Ziffer 8 Abſ. 2 bis zur nächſten Veranlagung zu entichten geg Vorauszahlungen wird ein Zuſchlag 
3 von je 500 v. H. erhoben. 
= 4. Der Senat wid ermächtigt, das Einkommenſteuergeſetz vom 20. Dezember 1922 (Geſetzbl. S. 587), 
a ſoweit es nicht durch vorftehende Beſtimmungen ausdrücklich abgeändert iſt, dieſen Vorſchriften 
. anzupaſſen und den Text in fortlaufender Nummernfolge der Paragraphen durch das Geſetzblatt 
3 befannt zu geben. 


Danzig, den 29. Juni 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Schwartz. 


243 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


3 Geſetz 

1 zur Abänderung des Geſetzes über Abgabe zum Wohnungsbau vom 15.7. 21, 23. 7. 22, 1. 12. 22. 

5 Vom 27. 6. 23. 

2 Das Geſetz über Abgabe zum Wohnungsbau vom 15. 7. 1921 (Geſetzbl. S. 103), abgeändert N 
> - durch Geſetz vom 23. 7. 1922 (Geſetzblatt S. 253), weiter abgeändert durch Geſetz vom 1. 12. 1922 


* eſetzbl. S. 512) wird wie folgt geändert: 
2 Geſet ö felge g Artilel I. 
* $ 1 Abſatz 2 Satz 1 erhält folgende Faſſung: 
Die Abgabe iſt ausſchließlich zur Förderung der Schaffung neuer und zur Erhaltung beſtehender 
Wohnungen ſowie zu Siedlungszwecken zu verwenden. 


* 


§ 1 Abſatz 3 erhält folgende Faſſung: 

Wohnungsneubauten und Siedlungsbauten dürfen mit Hilfe der Abgabe nur gefördert werden, 

wenn ſie 

1. nach ſtaatlich genehmigten Plänen ausgeführt werden und wenn die Koſten der Bau⸗ 
ausführung einſchließlich der Bauſtoffe ſtaatlich feſtgeſetzt oder genehmigt find, 

2. dauernd im Eigentum öffentlicher oder gemeinnütziger Stellen verbleiben oder wenn durch 
geeignete Maßnahmen dafür geſorgt iſt, daß aus der Vermietung, der Verpachtung oder der 
Veräußerung kein übermäßiger Gewinn erzielt wird. 

Beſtehende Wohnungen dürfen mit Mitteln der Abgabe nur erhalten werden, wenn ſie der 

Verteilungswirtſchaft des Wohnungsamtes unterſtehen oder unterſtellt werden. 


Artikel II. 

§ 5 Abſatz 1 erhält folgende Faſſung: 

Die Abgabe beträgt vom 1. Juli 1923 ab jährlich das 100 fache des gemeinen Jahresmietwerts 
nach dem Stand vom 1. 7. 1914. Sie iſt vierteljährlich im Voraus zu entrichten. 

Ferner iſt als Abſatz 2 einzufügen: i 

Der Senat iſt ermächtigt, mit Zuſtimmung des Siedlungsausſchuſſes des Volkstags die Höhe 
der Abgabe vierteljährlich neu feſtzuſetzten. Eine Erhöhung darf bis zur Hälfte desjenigen Hundertſatzes 
erfolgen, um den ſich die Bezüge der Staatsbeamten im abgelaufenen Vierteljahr geſteigert haben. 

Artikel III. a 

Der bisherige Abſatz 2 des § 5 wird Abſatz 3 und erhält folgende Faſſung: 

Bei denjenigen dieſem Geſetz unterliegenden Gebäuden und Gebäudeteilen, welche nicht unter 
eine Höchſtgrenze für Mietzinsſteigerung fallen, wird, wenn der Jahres miet- oder Pachtvertrag zur Zeit 
der Veranlagung zu der Abgabe des Abſatz 1 um mehr als 500 v. H. über den Jahresmietwert vom 
1. Juli 1914 geſtiegen iſt, neben der Abgabe des Abſatz 1 eine Sonderabgabe erhoben. 


Die Sonderabgabe beträgt bei einer Steigerung 
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des Jahresmiet⸗ oder Pachtertrages. 
Der bisherige Abſatz 3 wird Abſatz 4. 


Artikel IV. 


In 8 6 treten anſtelle des Abſatzes 2 als Abſätze 2 bis 5 folgene Beſtimmungen: 

Von der Abgabe werden auf Antrag befreit: 

1. Rentenempfänger der Invaliden- und Angeſtelltenverſicherung, die nach dem Geſetz für Not⸗ 
ſtandsmaßnahmen zur Unterſtützung von Rentenempfängern der Invaliden- und Angeſtellten— 
verſicherung vom 25. 9. 1922 (Geſetzbl. S. 434) Unterſtützung beziehen, während der Dauer 
des Bezugs, - 

2. die Empfänger von Zulagen auf Grund des Geſetzes über Neuregelung der Zulagen in der 
Unfallverfiherung vom 10. 3. 1922 (Geſetzbl. S. 75), f 

N Kriegsbeſchädigte, Kriegshinterbliebene und ſonſtige Militärrentner, die Teuerungszuſchüſſe zu 

cn, Te beziehen, während der Dauer des Bezugs dieſer Teuerungs⸗ 

zuſchüſſe, N 

„Perſonen, die nach dem Geſetz über Kleinrentnerfürſorge vom 23. 2. 1923 (Geſetzbl. S. 341) 

Kleinrentnerfürſorge erhalten, während der Dauer des Bezugs. 


Die Abgabe wird ferner auf Antrag ganz oder teilweiſe Perſonen erlaſſen, denen in dem der 
Veranlagung vorausgehenden Kalenderjahr die Einkommenſteuer auf Grund des § 21 Abſatz 2 und 3 
des Einkommenſteuergeſetzes zu ermäßigen war. Die Abgabe kann ſerner auf Antrag ganz oder teilweiſe 
erlaſſen werden: 

a) Perſonen, die über 60 Jahre alt ſind und deren ſteuerpflichtiges Einkommen in dem der 
Veranlagung vorausgehenden Kalenderjahr die im § 21% des Einkommenſteuergeſetzes ge— 
nannte Grenze nicht überſchritten hat, 

b) wenn die Erhebung der Abgaben wegen Krankheit oder Erwerbsloſigkeit oder wegen großer 
Kinderzahl oder aus ſonſtigen Gründen eine beſondere Härte bedeuten würde. 

N In den Fällen des Abſatz 2 Nr. 1 bis 4 ift die Abgabe bis zur Entſcheidung über den Befreiungs, 
antrag zu ſtunden; in deu Fällen des Abſatz 3 bis zur Entſcheidung über den Erlaſſungsantrag. 

Eine Befreiung oder ein Erlaß erfolgt nicht, wenn das Geſamteinkommen der zu dem Haus- 
halt des Nutzungsberechtigten gehörigen Perſonen in dem der Veranlagung vorausgehenden Kalender 
jahr die im 8 21 des Einkommenſteuergeſetzes angegebene Grenze überſchritten hat. 

Der bisherige Abſatz 3 wird Abſatz 6. 


> Artitel V. 
In 8 9 Abſatz 1 Satz 2 find nach den Worten: „mindeſtens zwei Monate lang an“ die Worte 
„Freiſtaatsangehörige als“ zu ſetzen. 
Artilel VI. 
$ 12 erhält folgende Faſſung: 
Die Steuer beträgt nach der Zahl der Wohnräume, welche über die gemäß dem $ 8 zugelaſſene 
Zahl hinaus vorhanden ſind, 5 


für 1 überſchießenden Wohnraum 25000.— Mark 
„ 2 überſchießende Wohnräumnem e 60000.— Mark 
„ 3 8 ne . 140000. Mart 
* 5 W. 300000.— Mark 

5 = „ 600 000. — Mark 


jährlich und für jeden weiteren überſchießenden Wohnraum weitere 240000.— Mark jährlich. Die Stener 
iſt vierteljährlich im voraus zu entrichten. 
Artikel VII. 

Hinter $ 12 find als § 12 a folgende Beſtimmungen einzufügen: i s 

Wer nach Erlaß dieſes Geſetzes gewerbliche Räume neu errichtet oder neu ſchafft, iſt verpflichtet, 
für einen Teil der mehr beſchäftigten Arbeitnehmer neue Wohnräume zu erſtellen. Die Gemeindebehörde 
oder eine andere vom Senat zu beſtimmende Stelle kann die Zahl der zu errichtenden Wohnungen feſt— 
ſetzen und die Genehmigung zur Errichtung der gewerblichen Räume ſo lange verſagen, als nicht für die 
Erfüllung dieſer Verpflichtung ausreichende Sicherheit geleiſtet iſt. Der Senat regelt das Verfahren 
und die zuläſſigen Rechtsmittel. 
8 Eine beſondere Abgabe wird von allen Arbeitgebern erhoben. Zu dieſem Zweck können ſie zu 
Beitragsgemeinſchaften vereinigt werden. Die Unterverteilung der Beiträge innerhalb der Gemeinſchaſten 
iſt durch Satzung zu regeln, die der Genehmigung des Senats bedarf. Der Beitrag beträgt 1% der 
Lohnſumme. Der Beitrag iſt monatlich zu entrichten. 5 

Arbeitgebern, die insbeſondere nach dem 1. Januar 1919 bereits ſelbſt zum Bauen von 
Wohnungen für ihre Arbeitnehmer aus eigenen Mitteln beigetragen haben und künftig beitragen werden, 
werden die Leiſtungen auf die zu leiſtenden Beiträge angerechnet. 


0 


> | Artitel VIII. 
8 19 erhält folgenden Zuſatz: a i 

Auf Fremdenſteuern (Herbergsſteuern), in denen der Vermieter als ſteuerpflichtig bezeichnet 
wird, findet vorſtehende Beſtimmung keine Anwendung. 5 


Artitel IX. 
Dieſes Geſetz tritt mit dem 1. Juli 1923 in Kraft. 
Danzig, den 27. Juni 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Jug. Leske. 


244 Verordnung 
zur Abänderung von Geldbeträgen im Gewerbegerichtsgeſetz und im Geſetze, 
betreffend Kaufmannsgerichte. Vom 29. 6. 1923. 


Auf Grund des Artikel III des Geſetzes zur Abänderung des Gewerbegerichtsgeſetzes und des 
Geſetzes, betreffend Kaufmannsgerichte vom 9. Mai 1923 (Geſetzblatt S. 560) wird folgendes verordnet: 


Artitel J. - 

Die Geldbeträge im $ 55 Abſ. 1, Satz 2 und $ 57 Abſatz 2 des Gewerbegerichtsgeſetzes vom 

29. Juli 1890 Aeichsgeſetzbl. O. . in der Faſſung der Bekanntmachung vom 29. September 1901 
. 

(Reichsgeſetzbl. S. 353), der Verordnungen des Staatsrats vom 11 Sept. Te San seng ars) ö 
der Geſetze vom 2. Juli 1921 (Geſetzblatt Seite 81), vom 30. April 1922 (Geſetzblatt Seite 109), vom 
23. Auguſt 1922 (Geſetzblatt S. 401), vom 15. September 1922 (Geſetzblatt Seite 418), der Bekannt⸗ 
machung vom 23. November 1922 (Geſetzblatt Seite 519), des Geſetzes vom 20. Februar 1923 (Geſetz⸗ 
blatt Seite 290) und des Geſetzes vom 9. Mai 1923 (Geſetzblatt Seite 560) werden dahin geändert: 

1. Im 855 Abſatz 1 Satz 2 iſt das Wort „fünfhunderttauſend“ durch „eine Million fünfhundert⸗ 

tauſend“ zu erſetzen. 
2. Im 857 Abſatz 2 iſt das Wort „fünfhunderttauſend“ durch „eine Million fünfhunderttauſend“ 


zu erſetzen. 
i c Artilel II. i ; 
Der Geldbetrag im $ 16 Abſatz 1 des Geſetzes, betreffend Kaufmannsgerichte vom 6. Juli 1904 


= En 6. Juli 1920 
I a x d @7 EEE 
(Reichsgeſetzbl. S. 266) in der Faſſung der Verordnungen des Staatsrats vom 14. September 1920 


Daune un S. 28 der Gejege vom 2. Juli 5021 (Heſetzblatt Seite 81), vom 30. April 
1922 (Geſetzblatt Seite 109), vom 15. September 1922 (Geſetzblatt Seite 418), der Bekanntmachung 
vom 23. November 1922 (Geſetzblatt Seite 519), des Geſetzes vom 20. Februar 1923 (Geſetzblatt 
Seite 290) und des Geſetzes vom 9. Mai 1923 (Geſetzblatt Seite 560) wird dahin geändert: 

Im 8 16 Abſ. 1 iſt das Wort „fünfhunderttauſend“ durch „eine Million fünfhunderttauſend“ 


zu erſetzen. 
0 Artilel III. 
Die Anderungen treten eine Woche nach dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 29. Juni 1923. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Schwartz. 
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245 i Verordnung 
über die weitere Erhöhung der Unterſtützung für Rentenempfänger der Invaliden⸗ und 
Angeſtelltenverſicherung. Vom 22. 6. 1923. 


Auf Grund des Geſetzes über Anderung von Geldbeträgen in der Sozialverfiherung vom 

31. Januar 1923 — Geſ.⸗Bl. S. 181 — wird das Geſetz über Notſtandsmaßnahmen zur Unterſtützung 

von Rentenempfängern der Invaliden- und Angeſtelltenverſicherung in der Faſſung vom 25. September 
1922 (Geſ.⸗Bl. S. 433) wie folgt geändert: u 
rtifel J. 


§ 2 erhält folgende Faſſung: 

Mit Wirkung vom (. Mai 1923 iſt in der Invalidenverſicherung die Unterſtützung nach den 
Umſtänden und im Höchſtbetrage ſo zu bemeſſen, daß das Geſamtjahreseinkommen des Empfängers einer 
Invaliden- oder Altersrente den Betrag von 960000 M, einer Witwen- oder Witwerrente den Betrag 
von 864000 M, einer Waiſenrente den Betrag von 480000 M erreicht. 

Entſprechende Unterſtützungen ſind an Empfänger von Ruhegeld oder Hinterbliebenenrente aus 
der Angeſtelltenverſicherung zu gewähren, an Witwen jedoch nur, wenn fie invalide im Sinne der Jnvaliden- 
verſicherung (§ 1258 Abſ. 2 der Reichsverſicherungsordnung) ſind. 

Hat der Empfänger Kinder unter 15 Jahren, die nicht auf Grund der Reichsverſicherungsordnung 5 
des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte oder des Reichsverſorgungsgeſetzes oder anderer Militärverſorgungs— 
geſetzes eine Rente beziehen, jo erhöht ſich die für das Geſamtjahreseinkommen anzurechnende Grenze um 
120000 M für jedes Kind. Elternloſe Enkel unter 15 Jahren, deren Unterhalt der Empfänger der Renten 
ganz oder überwiegend beſtreitet, werden den Kindern unter 15 Jahren gleichgeſtellt; dies gilt auch für 
erwerbsunfähige unterhaltsberechtige Ehegatten im Hausſtande von Rentenempfängern. a 

Bei Berechnung des Geſamtjahreseinkommens wird nur die als Teuerungszulage gewährte Renten- 
erhöhung angerechnet. Das Arbeitseinkommen der Empfänger von Renten oder Ruhegeld bleibt dagegen 
bis zum Jahreseinkommen von 960000 M außer Anſatz. 

Bis zum Betrage von 288000 M insgeſamt find auf das Geſamtjahreseinkommen nicht an⸗ 
zurechnen Bezüge auf Grund des Reichsverſicherungsgeſetzes oder anderer Militärverſorgungsgeſetze, aus 
der knappſchaftlichen Verſicherung, aus öffentlichen oder privaten Verſicherungsunternehmungen, aus privaten 
Unterſtützungseinrichtungen ſowie aus Sparguthaben. Die Bezüge der Hinterbliebenen ſind hierbei 
zuſammenzurechnen. Einkommen aus Unterſtützung durch Angehörige iſt auf das Geſamtjahreseinkommen 
inſoweit nicht anzurechnen, als es über die geſetzliche Unterhaltspflicht oder über vertraglich übernommene 
Verpflichtungen hinausgeht. 

et. = Artikel II. 


Mit Wirkung vom 1. Juni 1923 werden die Geldbeträge des Artikels I Abſ. 1, 4 und 5 um 
50 v. H., die des Artikels I Abſ. 3 um 150 v. H. erhöht. 
Danzig, den 22. Juni 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Schwartz. 


246 Verordnung 
zur Anderung der Fernſprechordnung vom 9. Januar 1923. Vom 16. 6. 1923. 


Auf Grund des 8 11 des Fernſprechgebühren-Geſetzes vom 17. September 1921 (Geſetzbl. S. 134) 
wird folgendes beſtimmt: 
1. Die durch die Fernſprechordnung feſtgeſetzten Gebühren und ſonſtigen Beträge ſind mit 300 
zu vervielfältigen. 
2. Im 8 15, II ift im erſten Satz des Abſ. 1 ſtatt des Wortlauts von „Einrichtungsgebühr“ 
bis „Fernſprechbeitrag“ zu ſetzen: Einrichtungsgebühr und laufender Gebühren. 


3. Im 8 15, VI iſt g a - € 
a) im vorletzten Satz des Abſ. 1 ſtatt des Wortlauts von „Einrichtungsgebühr“ bis 
„Fernſprechbeitrag“ zu ſetzen: 8 N 
Einrichtungsgebühr und laufende Gebühren 
b) im letzten Satz des Abſ. 1 hinter Telegraphenverwaltung ein Punkt zu ſetzen und der 
Schluß des Satzes zu ſtreichen. 2 
c) im vorletzten Satz des Abſ. 4 der Wortlaut von „nachträglich“ bis „und“ zu ſtreichen. 
4. 8 23, II erhält folgende Faſſung: 


Die Gebühr für die Niederſchrift eines jeden durch Fernſprecher aufgegebenen Telegramms — 


beträgt 20 Pf. für das Wort. Daneben werden die beſtimmungsmäßigen Geſprächsgebühren 
und Telegraphengebühren ſowie für letztere die Stundungsgebühren nach der Telegraphen⸗ 
ordnung $ 17, IV erhoben. 

5. Im 8 24, I iſt unter Ziffer 3 o ſtatt Satz 1 und Satz 2 zu ſetzen: 

c) für die Aufnahme eines jeden mittels Nebentelegraphen aufgegebenen Telegramms durch 
die Telegraphenanſtalt 20 Pf. für das Wort. Daneben werden die beſtimmungsmäßigen 
Telegraphengebühren ſowie die Stundungsgebühren nach der Telegraphenordnung 
$ 17, IV erhoben. 

6. Im 8 27, VII iſt ſtatt des vorletzten Satzes zu ſetzen: 

Die Einrichtungsgebühr wird nicht erhoben. N 

8 30 iſt zu ſtreichen. 

8. S 31, II erhält folgende Faſſung: 

Die Gebührenſätze und ſonſtigen Beträge, die in dieſer Fernſprechordnung und in den 
von der Telegraphenverwaltung nach I erlaſſenen Beſtimmungen feſtgeſetzt ſind, werden bis 
auf weiteres mit 300 vervielfältigt. Maßgebend für die Höhe der Vervielfältigungszahl iſt 
jeweils der. Tag, an dem eine Leiſtung der Telegraphenverwaltung voll ausgeführt iſt, auch 
wenn der Antrag vor einer Erhöhung der Vervielfältigungszahl geſtellt worden iſt. 

9. Dieſe Verordnung tritt mit dem 1. Juli 1923 in Kraft, zu welchem Zeitpunkt die Ver⸗ 
ordnung vom 28. Mai 1923 (Geſetzblatt S. 622) außer Kraft tritt. Die Fernſprechteilnehmer 
ſind berechtigt, Einrichtungen, die auf Grund der Fernſprechordnung und dere von der 
Telegraphenverwaltung nach § 31, I der Fernſprechordnung erlaſſenen Beſtimmungen her⸗ 
geſtellt worden ſind, auf den 30. Juni 1923 zu kündigen. Antragſteller, die ihren Antrag 
auf Herſtellung, Erweiterung, Verlegung, Umwandlung, Auswechslung oder Übertragung von 
Fernſprecheinrichtungen, Nebentelegraphen oder beſonderen Telegraphen aus Anlaß der 
Gebührenerhöhung zurückziehen, haben Koſten für nutzloſe Verwaltungsarbeit nicht zu erſtatten. 


Danzig, den 16. Juni 1923. 
Poſt⸗ und Telegraphenverwaltung der Freien Stadt Danzig. 


1 


Din 
— 


247 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
8 Geſetz 5 
über eine ſiebzehnte Anderung der Dienſtbezüge der unmittelbaren Staatsbeamten. 
Vom 16. 5. 1923. 


f Artikel I. 
Die planmäßig (endgültig) und nichtplanmäßig (wicht endgültig) angeſtellten unmittelbaren 
Staatsbeamten ſowie die wiſſenſchaftlichen Aſſiſtenten mit planmäßiger Vergütung an der Techniſchen 


Hochſchule und die ihnen gleichgeſtellten Hilfskräfte der Techniſchen Hochſchule erhalten, ſofern fie ſich 


mindeſtens ſeit dem 1. Februar 1923 im Staatsdienſt befinden und am 30. Mai 1923 noch nicht in den 
Ruheſtand getreten oder ſonſt aus dieſem Dienſt ausgeſchieden ſind, neben den regelmäßigen Dienſt⸗ 


bezügen als einmalige beſondere Zahlung einen Betrag in Höhe ihrer für den Monat April 1923 zu⸗ 
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ſtehenden Geſamtdienſtbezüge (beſtehend aus Grundgehalt, Grundvergütung, Ortszuſchlag, Alterszulagen, 
Kinderbeihilfen, Kinderzulagen, Ausgleichszuſchlägen — einſchl. Frauenbeihilfe — Notzuſchlag, Sonder⸗ 
zuſchlag und der nach Abſchnitt A der Schlußbeſtimmungen zur Anlage 1 des Beamten⸗Dienſteinkommens⸗ 
geſetzes vom 23. 12. 1921 — Geſetzbl. S. 229 — zuſtändigen Aufwandsentſchädigung). 


s Artikel II. 

(1) Treten die im Artikel I genannten Beamten nach dem 1. Februar 1923 in den Staats⸗ 
dienſt ein oder ſcheiden ſie vor dem 31. Mai, jedoch nicht vor dem 19. März 1923 aus dieſem Dienſt aus, 
ſo erhalten ſie neben ihren regelmäßigen Dienſtbezügen für jeden Tag, den ſie in der Zeit vom 1. Februar 
1923 bis 31. Mai 1923 im Staatsdienſt ſtanden, ¼20 der Geſamtdienſtbezüge (Art. I), die ihnen für 
den Monat April 1923 zuſtehen oder zuſtehen würden. 5 

(2) Stirbt ein Beamter in der Zeit vom 19. März bis 30. Mai 1923, ſo gilt als Tag des 
Ausſcheidens aus dem Staatsdienſt (Abs. 1) der letzte Tag des Sterbemonats. 

(3) Iſt ein Beamter ohne Anſpruch auf Ruhegehalt ausgeſchieden, jo erfolgt die Zahlung (Abſ. 1) 


nur auf Antrag. Artikel III. 
rtile . 


Stirbt ein Beamter vor Empfang des nach Artikel I oder II zuſtändigen Betrages, ſo iſt dieſer 
nur an Hinterbliebene, die Anſpruch auf Sterbebezüge ($ 26 des Beamten-⸗Dienſteinkommensgeſetzes) 
haben, zu zahlen. 


Artitel IV. . 
Für Beamte, die in der Zeit Februar Mai 1923 aus dem deutſchen oder preußiſchen in den 
Dienſt der Freien Stadt Danzig übergetreten find, erhöht ſich der nach Artikel II zuſtändige Betrag 
gegebenenfalls derart, daß ſie nicht ungünſtiger geſtellt werden, als wenn ſie in deutſchen oder preußiſchen 
Dienſten verblieben wären. i 
Artikel V. 


Die nach dieſem Geſetz zu zahlenden Beträge rechnen nicht zu den Bezügen, aus denen die 
Sterbebezüge zu errechnen ſind. 

Artikel VI. N 

(1) Die Artikel I bis III und V gelten ſinngemäß für die unmittelbaren Staatsbeamten der 


Freien Stadt Danzig im Ruheſtande und die Hinterbliebenen von unmittelbaren Staatsbeamten der 


Freien Stadt Danzig, ſowie für die Volksſchullehrperſonen im Ruheſtande und die Hinterbliebenen von 
Volksſchullehrperſonen, deren Geſamtbezüge von der Freien Stadt Danzig zu tragen find, mit der Maß⸗ 
gabe, daß an die Stelle der Dienſtzeit die Zeit tritt, für die ſie Ruhegehalt oder Hinterbliebenenbezüge 
erhalten. 8 

(2) Kann ein Beamter als „Beamter im Dienſt“ keine Anſprüche nach Artikel II erheben, weil 
er nach dem 1. Februar, aber vor dem 19. März 1923 in den Ruheſtand verſetzt iſt, ſo tritt zu der Zeit 
nach Abſ. 1 auch die Dienſtzeit vom 1. Februar 1923 bis zur Verſetzung in den Ruheſtand. 

Artikel VII. 

Die durch die Ausführung dieſes Geſetzes entſtehenden Ausgaben ſind, ſoweit ſie nicht aus eigenen 
Einnahmen der Verwaltung beſtritten werden können, aus den Einnahmen auf Grund der dem Volkstag 
vorliegenden und noch vorzulegenden Steuergeſetze zu decken. 

Artikel VIII. 

Die Beſtimmungen dieſes Geſetzes gelten als Anderung des Beamten -Dienſteinkommensgeſetzes 

im Sinne des 8 42 des letzteren Geſetzes. 0 


Danzig, den 16. Mai 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Sahm. Dr. Strunk. 


248 Volkstag und Senat haben folgendes Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 
Geſetz | 
betreffend Kündigung von langfriſtigen Miet: und Pachtverträgen zwecks Anderung 
der Zinsabrede. Vom 3. 7. 1923. 8 

Miet- und Pachtverträge über. Grundſtücke und Grundſtücksteile, die vor dem 1. April 1923 
für einen kalendermäßig beſtimmten Zeitraum von mehr als einem Jahre oder für einen in anderer 
Art als nach dem Kalender beſtimmten Zeitraum abgeſchloſſen find, können nach Ablauf eines Jahres 
ſeit Beginn der Miet⸗ oder Pachtzeit vom Vermieter oder Verpächter zum Zwecke der Miet- oder Pacht⸗ 
zinsſteigerung oder vom Mieter oder Pächter zum Zwecke der Miet⸗ oder Pachtzinsminderung für den 

Schluß eines Kalendervierteljahres gekündigt werden. a ae a 
Iſt von den Vertragsparteien bereits vor Inkrafttreten dieſes Geſetzes eine Steigerung des 
Miet- oder Pachtzinſes vereinbart worden, jo iſt die Kündigung früheſtens für den Schluß desjenigen 
Kalendervierteljahres zuläſſig, das demjenigen Kalendervierteljahr folgt, in deſſen Verlauf auf Grund 
der Vereinbarung zum erſten Mal der geſteigerte Miet- oder Pachtzins zu entrichten war. 
Die Kündigung hat ſpäteſtens am dritten Werktage des Vierteljahres zu erfolgen, für deſſen 
Schluß ſie wirken ſoll. Sie bedarf der schriftlichen Form. 


8 2. 
Die Kündigung nach $ 1 iſt ausgeſchloſſen: 
1. wenn der Miet- oder Pachtzins nicht in deutſcher Reichsmark oder wenn er in der Art ver⸗ 
einbart iſt, daß ein in deutſcher Reichsmark ausgedrückter Betrag nach Ablauf eines be⸗ 
ſtimmten Zeitraumes oder bei Eintritt eines beſtimmten Ereigniſſes in demſelben Verhältnis 


ſich erhöhen oder ermäßigen ſoll, in dem an einzelnen Stichtagen oder nach dem Durch⸗ 


ſchnitte eines Zeitraumes der Wert der deutſchen Reichsmark gegenüber einem anderen Wert⸗ 
meſſer ſich erhöht oder ermäßigt hat, oder in einem Verhältnis, das von dem erſtbezeichneten 
abhängig iſt; N 
wenn der Pachtzins gemäß der Pachtſchutzordnung anderweitig feſtgeſetzt werden kann; 


om 


oder auf eine Wohnung und in unmittelbarem baulichem und räumlichem Zuſammenhang 
mit ihr ſtehende andere Räume bezieht. 

Die Kündigung nach 8 1 iſt ferner ausgeſchloſſen für den Rechtsnachfolger desjenigen, 
der den Vertrag als Vermieter oder Verpächter abgeſchloſſen hat, ſofern die Rechtsnachfolge 
nach dem 10. Januar 1920 eingetreten iſt, es ſei denn, daß die Rechtsnachfolge unmittelbar 
auf Erbgang oder Auseinanderſetzung einer Gemeinſchaft zur geſamten Hand oder auf einem 
Spruch der Interalliierten Kommiſſion zur Verteilung des vormaligen Reichs- und Staats⸗ 
eigentums im Gebiet der Freien Stadt Danzig oder auf einem von den öffentlich⸗rechtlichen 
Körperſchaften der Freien Stadt gefaßten Beſchluß über Verteilung des der Freien Stadt 
von der Interalliierten Kommiſſion zugeſprochenen vormaligen Reichs⸗ und Staats⸗ 
eigentums beruht. 98 

Auf die Kündigung nach $ 1 finden Vorſchriften, nach denen der Vermieter nur mit vorheriger 
Zustimmung des Mieteinigungsamts rechtswirkſam kündigen oder ſeine Kündigung auf Anrufen des 


Mieters nachträglich durch das Mieteinigungsamt für rechtsunwirkſam erklärt werden kann, keine An⸗ 


wendung. 90 


Können ſich die Parteien über die Höhe des neuen Miet- oder Pachtzinſes nicht einigen, ſo 
2 


wird ſie auf Antrag einer Partei feſtgeſetzt. 


wenn Gegenſtand des Vertrages ein Mietverhältnis ift, das ſich lediglich auf eine Wohnung 


Der ‚Antrag it an die nad.$ 6 zuſtänige Stelle zu richten. Er bedarf der ſchriftlichen Form 
und ſoll eine Darſtellung des Sach⸗ und Streitſtandes enthalten. 


© 6 


Die Festſetültg erfolgt auf Grund mündlicher Branding. 2 13 gien 


738. 
15 die Feſtſetzung ſind zuſtändig: 

1. bei Mietverträgen über Grundſtücke und Grundſtücksteile, bei denen — wenn die Vorſchrift 
des 8 3 nicht beſtände — der Vermieter nur mit vorheriger Bf des Mieteinigungs⸗ 
amts rechtswirkſam kündigen oder ſeine Kündigung auf Anrufen des Mieters nachträglich 
durch das Mieteinigungsamt für rechtsunwirkſam erklärt werden könnte, das Mieteinigungsamt, 
in deſſen Bezirk das Grundstück oder der Grundſtücksteil belegen iſt. Liegt das Grundſtück 
oder der Grundſtücksteil in den Bezirken mehrerer Mieteinigungsämter, ſo iſt jedes von 
ihnen zuſtändig; 

2. bei an dern Miet⸗ und bei Pachtverträgen über Grundſtücke und Grundſtücksteile eine vom 
Präſidium des Landgerichts zu beſtimmende Kammer für Handelsſachen. 
Eine nach dieſen Beſtimmungen an ſich unzuſtändige Stelle wird zuſtändig 
dadurch, daß 
a) die Parteien vor Beginn der mündlichen Verhandlung zur Hauptſache vor ihr zu 
Protokoll erklären, daß ſie die Zuſtändigkeit der angerufenen Stelle vereinbaren, oder 
b) der Gegner desjenigen, der den Antrag auf Steigerung oder Minderung geſtellt hat, 
vor ihr zur Hauptſache verhandelt, ohne ihre Unzuſtändigkeit zu rügen, oder 
e) der Gegner desjenigen, der den Antrag auf Steigerung oder Minderung geſtellt hat, 
trotz ordnungsmäßiger Ladung vor ihr nicht erſcheint. 
a 8 7. 
Rügt der Gegner desjenigen, der den Antrag auf Steigerung oder Minderung geſtellt hat, 
bevor er mündlich zur Hauptſache verhandelt, die Unzuſtändigkeit der angerufenen Stelle, ſo iſt über die 
Zuſtändigkeit durch Beſchluß vorab zu entſcheiden. 


88. 

Erklärt ſich die angerufene Stelle für unzuſtändig, jo hat ſie das Verfahren vor die Stelle zu 
verweiſen, deren örtliche und ſachliche Zuſtändigkeit ſie für gegeben erachtet. Hält ſie die Zuſtändigkeit 
eines Pachteinigungsamts für gegeben, ſo iſt die Verweiſung vor das örtlich zuſtändige Pachteinigungsamt 
auszuſprechen. 

Der Beſchluß der Kammer für Handelsſachen, durch den das Verfahren vor ein Mieteinigungs⸗ 
amt oder Pachteinigungsamt verwieſen wird, iſt unanfechtbar, desgleichen der Beſchluß eines Miet— 
einigungsamts, durch den das Verfahren vor ein anderes Mieteinigungsamt verwieſen wird. Mit der 
Verkündung des Beſchluſſes der Kammer für Handelsſachen gilt das in ihm bezeichnete Mieteinigungs⸗ 
amt oder Pachteinigungsamt als örtlich und ſachlich, mit der Verkündung des Beſchluſſes des Miet— 
einigungsamts das in ihm bezeichnete Mieteinigungsamt als örtlich zuſtändig. Zugleich gilt das Ver⸗ 
fahren als bei dem in dem Beſchluß bezeichneten Miet- oder Pachteinigungsamt anhängig. 

f Der Beſchluß des Mieteinigungsamts, durch den das Verfahren vor die Kammer für Handels- 
ſachen oder vor ein Pachteinigungsamt verwieſen wird, unterliegt der Beſchwerde an die Kammer für 
Handelsſachen. Er iſt ſchriftlich zu begründen und den Parteien von Amtswegen zuzuſtellen. Auf 
die Zuſtellung finden die 88 208—210, 211--213 3. P. O. entſprechende Anwendung. Die Beſchwerde 
iſt binnen der Ausſchlußfriſt von zwei Wochen bei dem Mieteinigungsamt einzulegen, das den Beſchluß 
erlaſſen hat. Die Einlegung erfolgt durch Einreichung einer Beſchwerdeſchrift. Das Mieteinigungsamt ift, 
zu einer Anderung des angefochtenen Beſchlziſes nicht befugt. Es hat die Beſchwerde vor Ablauf einer Woche 
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der Kammer für Handelsſachen vorzulegen. Die Kammer für Handelsſachen hat dem Gegner des 
Beſchwerdeführers oder, wenn der Gegner des Beſchwerdeführers für das Verfahren vor dem Miet⸗ 
einigungsamt einen Prozeß- oder Zuſtellungsbevollmächtigten beſtellt hatte, dieſem eine beglaubigte Abſchrift 
der Beſchwerdeſchrift zuzuſtellen mit dem Anheimgeben, binnen einer von ihr beſtimmten Friſt bei ihr 
eine ſchriftliche Gegenerklärung einzureichen. Die Entſcheidung über die Beſchwerde kann ohne vorgängige 
mündliche Verhandlung erfolgen. Die Kammer für Handelsſachen hat, ſofern fie die Beſchwerde nicht, 
als unzuläſſig verwirft oder als unbegründet zurückweiſt, auszuſprechen, welche Stelle für die Feſtſetzung 
zuſtändig iſt. Ihre Entſcheidung iſt unanfechtbar. Mit der Rechtskraft des Beſchluſſes des Mieteinigungsamts 
oder mit der Verkündung des auf die Beſchwerde ergehenden Beſchluſſes der Kammer für Handelsſachen 
gilt die in dem Beſchluß des Mieteinigungsamts oder der Kammer für Handelsſachen bezeichnete Stelle 
als zuſtändig und das Verfahren als bei ihr anhängig 
er Sarnen a Terrarit 44 Nee Be | gaglien Fit Y g 1880 

Ri Erklärt ſich die Kammer für Handelsſachen für zuftändig, jo findet eine Anfechtung des Beſchluſſes 
nicht ſtatt. 

Erklärt ſich das Mieteinigungsamt für zuſtändig, ſo finden die Beſtimmungen des 8 8 Abſ. 3 
entſprechende Anwendung. 

8 10. 

Inſoweit eine Stelle nach den Beſtimmungen der 88 8, 9 als zuſtändig gilt, kann ſie die Feſt⸗ 
ſetzung nicht deshalb ablehnen, weil gemäß § 6 oder gemäß den Beſtimmungen der Pachtſchutzordnung 
eine andere Stelle zuſtändig ſei. er 

Die Feſtſetzung hat auf diejenige Höhe zu erfolgen, die zur Zeit der Feſtſetzung als angemeſſen 
erſcheint unter Berückſichtigung der ortsüblichen Steigerung oder Minderung des Miet⸗ oder Pachtzinſes 
ſowie der beſonderen Verhältniſſe des Einzelfalls, namentlich der Verbeſſerungen, die der Mieter oder 
Pächter an dem Grundſtück oder Grundſtücksteil vorgenommen hat oder noch vorzunehmen nach dem 
Vertrage verpflichtet iſt. 

Durch die Feſtſetzung ſoll der Vermieter oder Verpächter im Falle einer Steigerung nicht beſſer, 
im Falle einer Minderung nicht ſchlechter geſtellt werden, als er ſtehen würde, wenn die deutſche Reichs⸗ 
mark noch den gleichen Wert hätte wie zu der Zeit, zu der die durch die Kündigung beſeitigte Zins⸗ 
bezeichnung gewählt wurde. b 

Die Feſtſetzung kann für die ganze Reſtdauer des Vertrages oder für einen kalendermäßig 
beſtimmten kürzeren Zeitraum, der jedoch nicht kürzer als 3 Monate ſein ſoll, erfolgen. 

Erfolgt die Feſtſetzung für die ganze Reſtdauer des Vertrages, ſo kann beſtimmt werden, daß 
der feſtgeſetzte Betrag nach Ablauf jeweils eines kalendermäßig beſtimmten Zeitabſchnitts in dem Ver⸗ 
hältnis ſich erhöhen oder ermäßigen ſoll, in dem nach dem Stande an einzelnen Stichtagen oder nach 
dem durchſchnittlichen Stande während eines Zeitabſchnitts der Wert der deutſchen Reichsmark gegenüber 
einem von der feſtſetzenden Stelle zu bezeichnenden Wertmeſſer ſich erhöht oder ermäßigt hat, oder in 
einem Verhältnis, das von dem erſtbezeichneten abhängig iſt. Der Wertmeſſer ſoll hinreichend beſtändig, 
der wirtſchaftlichen Nutzungsart des Grundſtücks oder Grundſtücksteils angemeſſen und das jeweilige 
Wertverhältnis der deutſchen Reichsmark zu ihm leicht feſtſtellbar ſein. Das zur Zeit der Feſtſetzung 
beſtehende Verhältnis zwiſchen dem Wert der deutſchen Reichsmark und dem Wertmeſſer iſt ausdrücklich 
kenntlich zu machen. 5 

Erfolgt die Feſtſetzung für einen kürzeren Zeitraum als die ganze Reſtdauer des Vertrages, ſo 
kann nach Ablauf des Zeitraums jede der Parteien bei der Stelle, welche die Feſtſetzung vorgenommen 
hat, eine erneute Feſtſetzung beantragen. f 

8.12. 

Bei der Feſtſetzung kann beſtimmt werden, daß der Miet- oder Pachtzins zu anderen als den 

vertraglich vorgeſehenen Zeitpunkten zu entrichten iſt. i a 
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; 2 8 15. 5 84265 
. e Wiederaufnahme asl durch Geftfekungstejf. abheſchoſſenen Berſahrens des Miet 
eee erfolgt nur unter denſelben Vorausſetzungen, unter denen nach den 88 579, 580 Z. P. O. 
die Wiederaufnahme des Verfahrens durch Nichtigskeits⸗ oder Reſtitutionsklage zuläſſig iſt. Die Wieder⸗ 
aufnahme nach den Grundſätzen der Reſtitutionsklage findet auch ſtatt, wenn der Gegner des Antrag⸗ 
ſtellers vor der Entſcheidung nicht gehört iſt. Die $$ 578 Abſ. 2, 581591 Z. P. O. gelten entſprechend. 
Als allgemeine Vorſchriften im Sinne des § 585 Z. P. O. find die Vorſchriften der Anordnung für das 
Verfahren vor den Einigungsämtern vom 29. Dezember 1920 (Geſetzbl. für die Freie Stadt Danzig 
1921 S. 13 ff.) anzuſehen. 
$ 16. 
Der rechtskräftige Feſtſetzungsbeſchluß oder das rechtskräftige Zeftjebingsuteil wirft wie eine 
Vereinbarung der Portier, 6 17 


Der Mieter oder Pächter kann binnen zwei Wochen ſeit Rechtkaſt d des Feſtſetzungsbeſchluſſes 
oder des Feſtſetzungsurteils das Miet⸗ oder Pachtverhältnis zwecks Auflöſung kündigen. Die Kündigung 
kann nur zum Schluß des laufenden oder des folgenden Kalendervierteljahres erfolgen. 

e 8 18. 

Für das Verfahren vor dem Mieteinigungsamt wird eine Gebühr erhoben, Die Gebühr entſteht 
mit Eingang des Antrages auf Feſtſetzung bei dem Mieteinigungsamt oder mit Rechtskraft des Beſchluſſes 
auf Überweiſung vor das Mieteinigungsamt. Die Höhe der Gebühr wird nach einer vom Senat zu 
erlaſſenden Gebührenordnung berechnet. 

An baren Auslagen werden nur die Koſten der Zeugen und Sachverſtändigen und der Einnahme 
eines amtlichen Augenſcheins berechnet. Die Ladung von Zeugen und Sachverſtändigen, die Einforderung 
eines ſchriftlichen Gutachtens und die Einnahme eines amtlichen Augenſcheins können von einer Vorſchuß⸗ 
zahlung abhängig gemacht werden. 

Die Koſten des Verfahrens fallen der unterliegenden Partei zur Laſt. Beſteht die unterliegende 
Partei aus mehreren Perſonen, ſo haftet jede von dieſen als Geſamtſchuldner. Das Mieteinigungsamt 
hat von Amtswegen auszusprechen, wer die Koſten des Verfahrens zu tragen hat. 

Wird das Verfahren vor dem Mieteinigungsamt durch Vergleich beendet, ſo haftet jede Partei 
wenigſtens für die a der Koſten. § 88 Abſ. 2 des Deutſchen Gerichtskoſtengeſetzes findet entſprechende 
Anwendung. 8 10 


Hat eine Verweiſung des Verfahrens vor eine andere Stelle ſtattgefunden, ſo werden die Koſten 
für die Stelle, die verwieſen hat, und die, an die verwieſen worden iſt, beſonders berechnet und eingezogen. 
Wer die aus dem Verfahren vor der verweiſenden Stelle erwachſenen Koſten zu tragen hat, beſtimmt 
diejenige Stelle, an die verwieſen worden iſt. 

§ 20. 


Soweit ſich nicht aus dieſem Geſetz ein anderes ergibt, finden auf das Verſahren vor den Miet⸗ 
einigungsämtern die Anordnung für das Verfahren vor den Einigungsämtern vom 29. Dezember 1920 
und § 10 der Bekanntmachung zum Schutze der Mieter vom gleichen Tage (Geſetzblatt für die Freie 


Stadt Danzig 1001 ©. 12 2 fh für das erfahren vor der ne für e Sanbeisfagen. und b für das 


Berufungsverfahren vor dem Obergericht die Beſtimmungen der Zivilprozeßordnung und des Deutſchen 
Gerichtskoſtengeſetzes Anwendung. : 5 


5 ae Geſetz tritt mit dem 1. Juli 1923 in Kraft und mit dem 30. September 1924 
außer 

Für Verfahren, die im Zeitpunkt des Außerkrafttretens noch anhängig ſind oder die nach dieſem 
Zeitpunkt gemäß § 11 Abſ. 4 oder im Wege der Wiederaufnahme anhängig werden, gilt das Geſetz 
als fortbeſtehend. 

Die in $ 16 beſtimmte Wirkung rechtskräftiger Feſtſetzungsbeſchlüſſe und Feſtſetzungsurteile wird 
durch das Außerkrafttreten nicht berührt. 


Danzig, den 3. Juli 1923. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig. 
Dr. Ziehm. Dr. Leske. 


— 
Schriftleitung: Büro des Senats der Freien Stadt Danzig. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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